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Nr. 73, Seite 161/162 


1. Viscount Halifax an Sir H. 4 AU (Warschau) 
(Telerrafisch) Foreign Office, 2&.August 1939, 14 Uhr. 
Die von uns vorgeschlagene Antwort an Herrn. Hit] 

machte eine klare Unterscheidung zwischen dem Wege, auf 

dem eine Sinigung in den deutsch=polnischen Streitfre en 

erreicht werden kann und der Art der Ioesung, die erzielt 

werden soll, Was den Weg anlangt, moechten wir klar zum 

Ausdruck bringen, dass unserer Ansicht nach direkte Verhand= 

lunzen zwischen den Beteiligten auf gleicher Grundlaze 

uns das Richtire zu sein scheint. | 

L 2, Mie polnische Regierung steht unter dem Schut ze 

des englisch=polnischen Vertrages, 

3, Die Regierung Seiner "ajestaet hat bereits klar 
zum Ausdruck gebracht und wiederholt es in ihrer heutigen 
Antwort an Herrn Hitler, dass jede Regelung der deutsch= 
polnischen Differenzen die Lebensinteressen Folens guran= 
tieren muss und durch internationale Garantien gesichert 
werden muss, 

4. Wir haben natuerlich Berichte ueber Herrn Hitlers 
Antwort an Y. Daladier gesehen, aber wir wuerden eine Hitze 
teilung der polnischen Regierung ueoor ihre Bereitwillig= 
keit zur Binleitung 7 direkter Verhandlungen in keiner Weise 

$ dahin auslegen, dass sie die Annahme der Forderungen Herrn 
Hitlers in sich schloessen, die, wie oben klargestellt, im 
Tichte der festzestollten Grundsaetze seprueft werden muessten, 
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5. Da die polnische Regierung in ihrer Antwort an. 
Praesident Rossevelt den Gedanken der unmittelbaren Ver= 
handlungen offenbar gutheisst, hofft die Regierung Seiner 
Najestaet zuversichtlich, dass die polnische Regierung mit 
Ruecksicht auf die im vorangehenden Absatz dargelerten 
Trwaezungen sie ermsechtisen wird, die deutsche Regierung 
davon zu verstaendizen, dass Polen bereit ist, sofort direkte 
Verhandlungen mit Deutschland auf zunehmen. 

6. Bitte bemuehen "ie sich, D, Beck sofort zu sehen 


und telefonieren Sie mir die Antwort. 





Nr. 79, Seite 178/179 
sir N, Henderson an Viscount Halifax (eingegangen 21.15 
Telegrafisch) Berlin, 29,August 1939. 
Herr Hitler ueberreichte mir Antwort heute abend un 
7,15 Uhr. Uebersetzung des vollstaenäigen Textes wird so 
schnell wie moeglich folgens 
2. In Trwiderung zweier britischer Vorschlaege, naem= 
lich auf direkte deutsch=polnische Verhandlunren und 
internationale Garantien fuer jede Regelung erklaert die 
deutsche Regierungs 
(1) Dass sie trotz ihres ^weifels ueber die Aussichten 
eines Erfolzs zu direkten Verhandlungen bereit 
ist und zwar einzig und allein aus dem Wunsche 
dauernde Freundschaft mit England zu sichern, 
und i4 
(2) dass die deutsche Regierung im Falle irgenäwelcher 
febietsaenderuncen die Teilnahme an irgendwelchen 
Gerantien nicht zusagen kann ohne die U.S.S.R, 
zu befrazen. 
3. Die Note bemerkt, dass die deutschen Vor schlaege 
niemals die Reeintraechticung polnischer Lebensinteressen 
zum Gerenstand hatten und erklaert, dass die deutsche 


Regierung die Vermittlung Grossbritanniens im Hinblick 


auf den Besuch eines polnischen Bevollmaechtigten in Ber= 
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lin annimmt. Die deutsche Regierung, fuegt die Note 





hinzu, rechnet auf die Ankunft eines solchen Devolls 

maechti- ten am morgigen Tage, Mittwoch, den 30. Auguste E 
* 4. Ich bemerkte, dase diese Wendung wie ein Ultimatum 
klinge, aber nach einigen erregten Bemerkungen versicher= 
ten Herr Hitler und Herr von Ribbentrop mir, dass ledig= 
lich beabsichtigt war, die Dringlichkeit des Augenblicks 
zu betonen, indem die beiden voll mobilisierten Heere 
einander gegenueberstanden, 

5. Ich sagte, dass ich den Vorschlag sofort der Regierung 

Seiner lejestaet weiterleiten werde und fragte, ob, wenn 
ein derartiger polnischer Bevollmaechtigter komme, wir 
annehmen koennten, dass er freundlich empfanzen und dass 
die Verhandlunzen auf der Grundlage voelliger Gleichheit e 
gefuehrt werden wuerden. Herrn Hitlers Antwo rt war 
"natuerlich", 


6. Es wurde erklaert, dass die deutschen Torderun;en 





auf Revision des Versailler»Vertrages leutetens naemlich 
auf die Rueokkehr Danzigs und des Korridors an Deutsch = 
land, Sicherheit fuer das Leben der deutschen voelkischen 
Minderheiten im uebrigen Polen; die Note schliesst mit 
der Feststellung, dass die deutsche Regierung sofort Vor= 
schlaezé fuor eine annehmbare Loesung ausarbeiten und 

die britische Regierung wenn moeglich von ihnen vor 
Ankunft des polnischen Bevollmaschtigten in Kenntnis 


setzen werde, 





Nr. 81, Seite 180 





Je. Viscount Halifax an “ir N.Hendérson (Berlin) 
(Telegrafisch) Foreign Office, 30.August 1939, 2 Uhr frueh 





wir werden die Antwort der deutschen Regierung sorg= 


faeltig erwaegen, aber es ict natuerlich unvernuenftig 


eu erwarten, dass wir heute einenx polnischen Vertreter 
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in Berlin erscheinen lassen koennen, und die deutsche 
Regierung darf das nicht erwarten. 
Es duerfte in Ihrem Intere ase soin, dies an zu= 
ctaendiger Stelle auf dem richtigen Wege sofort bekannt= 


suzeben, Ich hoffe, dass Sie unser Antwort heute nach= 





mittag erhalten. 


seite 180/161 





Seite 82 


Sir N. Henderson an Viscount Halifax (eingegangen 13 Uhr) 
(Tele srafisch) | Berlin, %.August 1939. 


Ihre kit teilung ist dem Minister des Auswsertigen 
heute frueh um 4 Uhr gugeleitet worden, Ich hatte gestern 
abend Herrn Hitler gezenueber eine aehnliche Bemerkung 
gemacht, worauf seine Antwort war, dass man von Warschau 
nach Berlin in ein und einer halben Stunde fliegen koenne. 

2. Ich wiederholte heute frueh die Mitteilung tele= 
fonisch gegenueber dem Staatssekretaer, der mir sagte, 


dass sie bereits Herrn Hitler zugeleitet worden sei. Er 





fuegte hinzu. dass so schnell wie moeglich etwas geschehen 
MUS ASS « 
| 3, Ich bin zwar immer noch dafuer, dass die polnische 
Regierung in den sauern Apfel dieses Versuchs in elfter 
Stunde beissen solle, und unmittelbare Beziehungen mit 
Herrn Hitler herstellen, wenn such nur um die Welt zu 
ueberzeuza , dass sie bereit war, ihrerseits ein Opfer 
fuer die Trhaltınz des Friedens zu bringen, van mass aber 
aus der deutschen Antwort den Schluss ziehen, dass Herr 
Hitler entschlossen ist, seine Zwecke auf ao genanntem 
friedlichen und fairen Wege zu erreichen, wenn er kann, 
Ka aber auch auf dem Wege der Gewalt, wenn ihm dies nicht 
moeglich ist. Viel wird natuerlich auch von dem Ausfuch= 
rungsplan abhaengen, der im letzien Abschnitt der deut= 


schen Antwort erwaehnt ist. 


4, Nichtsdestweniger scheint es mir,dass, wenn man 
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Herrn Hitler weiterhin die Initiative ueborlaesst, dies 
entweder zum Kriege oder dazu fuehrt, dass er durch Ein= 
schue chterung wiederum den Sieg lavontraegt und sich 

D dadurch ermutigt fuehlt, im naechsten oder uebernaechsten 


Jahr den gleichen Kurs zu verfolgen. 





Seite 181/182 





Sir H.Kennard an Viscount Halifax (eingegangen lo Uhr) 
(Telecratisch) Warschau, 30.Augurt 1939 


Ich bin ueberzeugt, das es moeglich ist, die pols 
nidche Regierung dazu zu bringen, sofort „Beck oder einen 
anderen Vertreter nach Berlin zu schicken, um eine Regelung 
auf der von Herrn Hitler vorgeschlagenen Grundlage m er= 
oertern, Sie wuerde sicherlich lieber kaempíen und unt er= 
gehen, als sich einer solchen Demuetigung zu unterwerfen, 
besonders nach den Beispislen der Tschechoslowakei, Litauen 
und Oesterreichs. 


2, Ich moechte vorschlagen, dass wenn die Verhand lun= 





gen Zwischen Gleichberechtigten stattfinden sollen, es 

dafuer wesentlich ist, dass sie an einem neu tralen Orte oder evil 
sogar in Italien gefuchrt werden und dass die Grwnälare 

aller Verhandlunren ein Kompromiss zwischen den deutlich 
definierten Grenzen der deutschen Muerz=Vorschlaege und 

dem status quo auf polnischer Seite sein sollten, 

3, Wenn man erwaegt, dass die polnische Kegierung 
die liaerg=Bedinsungen ablehnte als sie allein stand und 
ale sie in weitgehendem Masse auf den Kri eg unvorbereitet 
war, ist es sicherlich fuer sie unmoeglich, diese Vor= 
schlaege, die ueber die NaerzeBedingungen hinausgehen, 


nunmehr anzunehmen, jetzt da sie Grossbritannien zu ihrem 





Bundeszenossen hat, Frankreich seine Hilfe zugesagt hat 
und die oeffentliche Weltmeinung klar und deutlich unmittel= 


bare Verhanälunsen auf der Grundlage der Gleichberechticung 
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wuenecht und den Widerstand Polens gegen eine dikti erte 
Ioe sung unierstuetzt, ` 
4. Ich werde natuerlih der polnischen Regierung 


gegenueber keine Leinunzsaeuscerunz abgeben noch wordé 





ich ihr Herm Hitlers Antwort mitteilen bis ich meine 
Instruktionen empfangen habe, was hoffentlich unverzueg- 


lich geschehen wird, 


6. : Nr. 88, Seite 183/184 
Viscount Halifax an Sir N, Henderson (Berlin) 
(Tele srafisch) Foreim Office, 3o.Aucust 1939 
| 18,50 Uhr 

Wie wir hoeren, besteht die deutsche Regierung 
darauf, dass ein Vertreter Polens mit unbeschraenkter 
Vollmacht zur Entgegennahme der deutschen Vorschlaege 
nach Berlin kommen muesse. 

de Wir koennen der polnischen Regierung nicht 
empfehlen, sich diesem Verfahren zu unterziehen, welches 
voelliz unvernuonftig ist. 

3. Koennten Sie nicht der deutschen Regierung vore 
schlacen, dass sie den normalen Weg einschlaegt und nach 
Fertigstellung ihrer Vor schlae ge den polnischen Gesandten 
einlaedt vorzusprechen, ihm ihre Vorschlaege zur Vebor= 
mittlung nach Warschau einhaendigt, und um Anregungen 
fuer die Fuehrungz von Verhandlungen ersucht. 

4, Die deut sche Regierung hat freundlicherweise 
versprochen, dase sie die Vorschlaege auch der Regierung 
Seiner Majestaet mitteilen wuerde, Wenn übe letztere der 

*» Ansicht ist, dass sie eine brauchbare Grundlage abgeben, 
wird sie sicherlich ihr Bestes in Warschau tun, um die 


Verhandlungen zu erleichtern, 
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Antwort der Regierung Seiner Yajestaet auf die “itteilung dec 
deutschen Reichskanzlers vom 29.August 1939. Diese Antwort wurde 
Herrn von Ribbentrop am 3o.August 1939 um Mitternacht von "ir N 
Henderson uebergebsn. Ä 

Die Regierung Seiner Majestaet weiss die Tatsache zu wuerdiren, 
dase die deutsche Hegicrung in der in ihrer Antwort erhaltenen Er= 
klaerung freundlichst auf ihren Wunsch einer deutschsenglischen 
Verstaendigung hinweist, und weiss ebenso den Hinweis m wuerdigen, 
dass diese Trwaegung ihre Politik beeinflusst hat. 

2,Die Regierung Seiner Majestaet bringt wiederholt zum Ausdruck, 
dass sis den Wunsch der Deutschen Regierung nach einer Verbesserung 
der Beziehungen durchaus teilt, es ist jedoch dabei zu beruecksichti: 
gen, dass sie um dieser Verbesserung willen nicht die Interessen 
ihrer Freunde preisgeben kann. Sie hat volles Verstaendnis dafuer, 
dass die Deutsche Regierung Deutsc lands Lebensinteressen nicht 
opiern kann, aber die Polnische Regierung befindet sich in der 
gleichen lage, und die Regierung Seiner 7ajestaet glaubt, dass die 
Lebensinteressen der beiden Iaender nicht unvereinbar sind. 

3.Die Regierung Seiner “ajestaet nimmt zur Kenntnis, dase die 
Deutsche Regierung den britischen Vorschlag annimmt und bereit ist, 
mit der Polnischen Regierung in unrittelbaren “einunrsaustausch zu 
treten, 

4 Die Kegierung Seiner "ajestaet glaubt annehmen Zu duerfon,dacs 
die Deutsche Regierung im Prinzip die Bedingung annirmt, das» jed= 
wede Regelung mam Gerenstand einer internationalen Garantie gemacht 
werden sollte. Die Frage, wer sich an einer solchen Garantie betei= 
licen soll, wird spaeter zu ercertorn „ein, und die Regierung Seiner 
Yajestaet hofft, dass, un Zeitverlust zu vermeiden, die Deutsche 
Reciermg sofort Schr tte untsrnehmen wird, um die 7usti"mung der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken zu erreichen, deren Be= 
teiligung an der Garantie die Regiorung Seiner Ma jestaet stets 
vorausgesetzt hate 


5.Die Regierung Seiner Wa jestaet nimmt gleichfalls gar Kenntnis, 


dass die Deutsche Regierung den Standpunkt dor Britischen Hegiorung 

















hinsichtlich der Lebensinteressen und der Unabhaengigkeit Folens 
anerkennt, 

6. Hinsichtlich besonderer Porderunren, die die Deutsche Regie= 
rung in einen frueheren Absatz ihrer Antwort A, muss die Re= 
gierung Seiner Najestaet einen susäruscklichen Vorbehalt machen.Si 
glaubt zu verstehen, dass die Deutsche Regierung zur Zeit Vorschlae- 
ge fuer eine loesung ausarbeitet, Zweifelsohne werden diese Vor 
schlage waehrend des Meinung saustäusches so rglaeltig geprueft wer= 
den, Ws kann dann entschieden werden, wie weit diese mit den wesent: 
lichen Bedingungen vereinbar sind, did die Regierung Seiner "a jestae” 
bekanntgegeben hat und die anzunehmen die Deutsche Regierung ihre 
Rereitwilligieit zum Ausdruck gebracht hate 

7.Die Regierung Seiner Najestaot wird die Polnische Regierung 
sofort von der Antwort der Deutschen Regierung verstaendisen. Die 

Art der Tuehlungnahme und die Vorbereitungen fuer einen "Meinunssaus 
tausch muessen selbetverstaendlich in aller "ile zwischen der 
Deutschen und der Polnischen Regi erung vereinbart werden. Die Nez 
gierung Seiner Najestaet ist jedoch der Ansicht, dass es untunlich 
waere, diese Tuehlungnahme schon heute herzustellen. 

g.Die Regierung Seiner '"ajestaot erkennt voll,an, dass bei der 
Aufnahme der Verhandlungen “ile geboten ist, und teilt die Be 
fuerchtungen des Herru Reichs okanglers, die sich aus dem Umstand er 
geben, dass zwei mobilisierte Armeen sich in aller mechster Naehe 
gegenueberstehen. sie moechte daher al das dringendste nahelegen, 
dass beide Parteien sich verpflichten, dass waehrend der Verhand= 
lungen keine aggressiven militaerischen Bewegungen stattfinden.Die 
Rerierung Seiner Najestaet vertraut darauf, dass sie von der Pol= 
nischen Regierung eine derartige Zusage erhalten wuerde, wenn die 
Deutsche Regierung eine gleichartige Ver: sicherung abgeben wollte, 

9.Die Regierung Seiner Majestaet moechte ferner noch vorsch laze 

dass vorlaeufig ein modus vivendi fuer Danzig geschaffen wird, un 


7wischenfaelle m verhueten, die geeignet waeren, die deutsch=pol- 


nischen Beziehungen noch schwieriger zu gestalten, 
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Nr. 90 


Viscount Halifax an ^ir P, Kénnard (Warschau). 

(an Sir pg, Kennard gesandt am Jo,.August und ausge= 
fuehrt in den fruehen Yorrenstunden des 31. August) 
Tele grafisch) Foreign Office, Jo.àugust 1939 


Ie 
> 


ein Telegramm nach Berlin enthaelt den Text der 





Antwort Seiner Najestaet Regierung auf die deutsche 
Mitteilung, die Ihnen wiederholt worden ist. 

2, Bitte teilen Sie ihn 3, Beck mit. 
Dabei weisen Tie bitte auf Folgendes hin/ Der erste 
Teil der Antwort der deutschen Regierung besteht aus 
einer unvertretbaren und irrefuehrenden Darstellung 
des deutschen Standpunkts. Der wirklich wichtige Teil 
der Antwort aber besteht in der Annahme des Vor schlages 
direkte Verhandlungen einzuleiten, in dem Vorschlag 
der angeregten internationalen Garantie und in | 
Deutschlands Versicherung, dass es beabsichtige, die 
Lebensinteressen Polens zu respektieren, 


3, Es ist vielleicht unnoetiz, in diesem Zeit- 





punkt Tinwendungen gegen vieles in der deutschen 

Antwort zı erheben, was die Regierung Seiner Ma je staet 

mit ebenso kritischen Awren betrachten wird, wie dies 

zweifellos die polnische Regierung tun wird, Aber 

die Regierung Seiner “ajestaet hat einen ausdrzuck = 

lichen Vorbehalt mit Hinblick auf die Behauptung 

gemacht, die in der deutschen Note hinsichtlich 

der bes tim ten Forderungen vorgevracht worden ist. 

Der Punkt, der eine sofortige Stellungnah e zu verlan= 

gen schien, war die deutsche Forderung, dass sich am 

heutigen Tage ein polnischer Vertreter in Berlin ein= 
bi finden muesse. H, Beck wird sehen, welchen Standpunkt 

wir gestern abend in dieser Fraze eingenommen haben 


(s.mein Telegramm nach Berlin) und die weitere Dezug- 


nahme, die wir in unserer Antwort auf die letzte 
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Mitteilung der deutschen Regierung in diesem Punkte 
gemacht haben. Die deutsche Regierung entwirft jetzt 
Vorschlaege fuer eine Ioesunr, und die Entscheidung w ber 
das kuenftige Vorgehen wird unter Beruecksichtisung dieser 
Vorschlaege und der uebrigen Entwicklung zu erfolgen haben, 
darunter auch der Ort und die naeheren Umstaende fuer die 
Verhanälunzen, 

4. Ee Beck kann aus der Antwort der Regierung Seiner 
Hajestaet ersehen, dass ein niliteerisoher Stillstand 
waehrend der Verhandlungen in Vorschlag gebracht worden 


> 


ist, gegen den, wie die Regierung Seiner "&jestaet zuvorz 
sichtlich hofft, die polnische Regierung keine Tinwendung 
erheben wird, 

5. Seiner Majestaet Regierung wird es begruessen, 
die Ansicht der polnischen Regierung mit Beschleunigung 
kennen zu lernen, Im Hinblick darauf, dass die polnise e 
Regierung die Regierung Seiner 'la jostaet ormaeohtig t hat, 
ihre Bereitschaft, mit der deut schen Regierung in unnittel- 
bare Verhandlungen zu treten, zum Ausdruck zu bringen, 
gibt sich Seiner “ajestaet Regierung der Hoffnung hin, 
dass die polnische Regierung hierzu ohne Verzug bereit ist, 
sofern eine befriedigende Verstaendisung ueber die Nethöße 
und die allgemeinen Anordnungen fuer die Verhandlungen 
erzielt werden kann, Wir halten es in Hinblick auf die 
innere lage in Deutschland und auf die Weltmeinung fuer 
seusserst wichtig, dass, solange die 
deutsche Regierung sich bereit erklaert zı verhandeln, 
ihr keine Gelegenheit gegeben wird, die Verantwortung fuer 
einen Konflikt mit folen von sich abzuschie ben. 

6. Sie muessen natuerlich betonen, dass die Regie= 
rung Seiner Na staet Herrn Hitler zegenueber deutlich 


erklaert hat, dass sie unabaenderlich entschlossen ist, 
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die von ihr uebernommenen Verpflichtungen rueckhaltlos zu 
erfuellen, Ueber diesen Punkt ist in Berlin kein 'issver- 
staendnis moeglich, Die stellung der polnischen Regierung 
ist von ihrer Stellung im letzten Maerz wesentlich verschie: 
den, da sie jetzt die Unterstuetzung der unmittelbaren 
britischen Garantie und der britischen Teilnahne bei der 
Garantie einer Ürledirung besitzt, die auf der von uns 
angedeuteten Grundlage erreicht wird und da sich die 


Unterreäungen unter diesen Umstaenden abspielen wuerden, 
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Nr.92 -0013 

Se sir Henderson an Viscount Halifax (eingegangen 9. Jo Uhr) 
(Telegrafisch) Berlin, Jo.August 1939 
& Ich sagte Herrn von Ribbentrop heute Abend, es 


falle Seiner Najestaet Regierung schwer, der polnischen 
Regierung zur Annahme des in der deutschen Antwort | 
skizzierten Verfahrens zu raten und dass ich vorschlage, 
er solle den normalen “ontakt herstellen, d.h. dass den 

. Polnischen Gesandten nach Fertigstellung der deutschen 
Vorschlaeze zum Besuch aufzufordern und ihm die Vore / 
schlacge zur Uebervitilung an seine Regierung mit dem 
ziel der Zroeffnung unmittelbarer Verhandlunren m ueber= 
geben, Ich fuegte hinzu, dass, wenn die Grundlage 
Aussichten auf eine Regelung gewaehre, man darauf rechnen 
koenne, dass die Regierung Seiner Maj staet ihr Bestes 
tun werde, un vorlacufige Verhandlungen einzuleiten. 

2, Als Antwort produzierte Herr von Ribbentrop 


ein lanres Dokument, das er laut und mit hoechster Ge= 





schwindigkeit in deut scher Sprache vorlas, In der An= 
nahme , dass er es mir schliesslich aushaendigen werde, 
machte ich nicht den Versuch, allzugenau die sechzehn 
oder mehr Artikel, die das Dokument enthielt, zu ver= 
folgen, Ich kann zwar deshalb fuer Genauigkeit keine 
Gewaehr uebernehmen, die Hauptpunkte aber warens 
Turwckerstattung Danzigs en Deutschland, Suedgrenze 
des Korridors sollte die Linie Marienwerder, Graudenz, 
Bromberg und ^choenlanke sein. Tine. Volksabstimmung 
sollte im Korridor stattfinden und zwar auf Grundlage 
der Bewwelkerungsverhaeltnisse am 1. Jamar 1919, wobel 


die absolute Mehrheit ent scheiden sollte, Bie eum 





Ausgang der Volksabstimmung so lle eine internationale 
Kormission, bestehend aus Tnglaendern, Franzosen, Italie= 


nern und Russen den “chuta des Yorridors uebernehmen 
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und den wechselseiticen Verkehr mit Danzig und Gdinsen 
garantieren; Gdingen solle Tolen vorbehalten werden, 
Danzig sollte eine reine Hamdelsstadt und entnilitarisiort 
werden. d Z 
3.Als ich Herm von Ribbentrop gemacss dem deutschen 
Versprechen in der sestrisen antwort um den Wortlaut dieser 
Yo rechlaege bat, erklaerte er, dass es dafuer nun zu spaet 
sei, da der polnische Vertreter um Mitternacht in Berlin 
nicht eingetroffen sei, 
4. Ich bemerkte, dass, wenn man die Sache so behandle, 
es darauf hinauskomme, dass das Ersuchen um Entsendung des 
polnischen Vertreters nach Berlin ZUM Jo. August tatsaech= 
lich ein Ultima tum darstelle, trotzäz dem, was er und Herr 
Hitler mir am gestrigen Tage versichert hatte. Dies 
bestritt er und sagte, dass die Idee eines Ultimatuns nur 
eine Ausgeburt meiner Phantasie sei. Warum, fragte ich 
daraufhin, konnte er die Sache nicht ihren normlen Gang 
gehen lassen, und mir eine Abschrift der Vorschlaege geben 
und den polnischen Gesandten um seinen Besuch bitten, 
genau so wie Herr Hitler mich einige Tage zuvor hatte 
kommen lassen und ihm zur Weiterleitung an die polnische 
Regierung die Vorschlaege uebergeben. In den haesslich= 
sten Ausdruecken sagte Herr von Ribbentrop, dans er den 
Botschafter niemals um seinen Besuch bitten werde, Er 
Geutete an, dass, wenn der polnische Gesandte ihn um eine 
Unterredung bitie, die Sache anders sein koenne, Ich sagte 
ihm, dass ich natuerlich meine Regierung sofort informieren 
werde, Daraufhin sagte er, waehrend dies seine persoen= 
liche Ansicht sei, wuerde er alles, was ich ihm gesagt 
habe, an Hitler gur Kenntnis bringen. Es sei Sache des 


Kanzlors, die Entscheidung zu treffen. 








TA 


5, Damit schieden wir, aber ich muss Ihnen sagen, 
dass Herrn von Ribbentrop ganzes Benehmen waehrenä die ser 
unerfreulichen Unterhaltung Herrn Hitler in seinen webel= 

a „ten Wesemzusgen nachaeffte, Er schinpfte uebrigens 
ueber die polnische Mobilisierung, Aber ich erwiderte, 
dass diese kaum eine Ueberraschung darste lien koenne, da 


Deutschland, wie Herr Hitler mir gegenueber selbst gestern 


gazeceben habe, selbst mobilisiert haette, 
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lo. | Nr. 4 


Viscount Halifax an Sir K, Kannará, Warschau. 
E (Telegrafisch) Auswaertiges Amt 


Jl, August 1939 
12 Uhr mittags 


sie sollten gusarmen mit Ihren franwesischen Kollegen bei der 
polnischen Regi rung anregen , dass sie die deutsche Regierung 
moeslichst direkt, aber falls nicht, durch uns davon in Kenntnis 
setzen soll, dass sie ueber unsere letzte Antwort. an die deutsche 
Regierung unterrichtet ist und dass sie mit direkten Verhanälungen 
prinzipell einverstanden ist, 

Frangzoesische Regierung befuerchtet, dass die deutsche 


Regierung das Stillschweisen der polnischen Regierung ausnuetzen 


wird. 
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Viscount Halifax an Sir H, Kennard (Warschau) 


I 
~~ 


(Telegrafisch ) Auswaertises Amt 
31 August 1939 
1.45 nachm. 


a 
E 


Telegramm aus Berlin vom 3o. August X, 


Bitte benachrichtigen Sie sofort die Polnische Regierung 
und teilen Sie ihr mit, dass infolge ihrer prinzirellen Zustim= 
mung gu direkten Verhandlunzen der Yolnische Botschafter in 
Berlin beauftragt werden sollte, der Deutschen Reichsrezierung 
mitzuteilen, dass er, falls sie irgendwelche Vorschlaere ZU 
machen haette, bereit sei, diese seiner Regierung zu ucbermit= 
teln, so dans sie (die Polnische Regierung) diese sofert pruo- 


fen und Vorsohlaege zu baldicen Verhandlun:;en machen koenne. 
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12, Sir H, Kennard an Viscount Halifax (erhalten 19,15) 


(durch Telegramm) Warschau, den 3l.August 1939 
* Mein Telegramm vom 3l.August. x 


Herr Beck hat mir soeben schriftlich dle polnische Antwort auf meis 
ne Demarche der letzten Nacht x aussehaendist; Vebersetzung folgt in 
meinen naechsten Telegramm, x “r hat ganz speziell darum gebeten, 
dass es streng vertraulich behandelt wird. 

Le Ich frug Herrn Beck, welche Schritte er zu ergreifen beabsichti= 
ze um Kontakt mit der Deut schen Rezierung herz stel len, Er erwiderte, 
dass er Herrn Lipski nun beauftragen wuerde, um ein Interview entweder 


=- 


mit dem Aussenminister oder dem Staatssekretaer nachzusuchen, um mit= 
guteilen, dass Polen die britischen Vorschlaege angenommen haette. 
Ich draencte ihn dies ohne jede Verzoegerung zu tun. 

3. Ich frug ihn dann, welche Stellung der polnische Gesani te ein- 
nehmen wuerde, wenn Herr von Ribbentrop oder irzendwelche andere Pers 
son mit der er sprechen wuerde ihm die deut schen Vorschlaege aushaen= 


be } 


digte Tr sagte, dass Herr Lipski nicht bevollmechtigt wuerde ein 





solches Dokument anzunchmen, da im Hinblick auf fruehere Erfahrungen , 
es von irgendwelcher Art von Ultimatum begleitet sein koennte. Nach 
seiner Meinung war es unumgeenglich notwendig, dass zu allererst Ver: 
bindung hergestellt werden sollte, ind dass dann die ^ selheitm Dos 
sprochen werden sollten, wo, mit wem und auf welcher Basis Verhand= 
lungen begonnen werden sollten, 

4, Hinsichtlich Danzig wies er daraufhin, dass die lage dort Buse 
serordentlich ernst wuerde, Polnische Beamte wurden verhaftet, der 
"isenbahnverkehr unterbunden, und er hielt es fuer unbedingt notwen= 
dic, dass unverzuezlich Schritte unternommen werden sollten, um einm 


modus vivendi zu finden, auf Grund dessen die Verhafteten entlassen 





und der Tisenbehnverkehr wieder aufgenommen werden sollte. Er schlug 


vor, dass Herr Burckhardt in der la se sein wuerde, dies zu tune 








en 


IT 


Ba Ep bestaetigte, dass keine weiteren ernstlichen Awischenfsdle 


LIV 


vorgekommen seien, aber or erklaerte, dass er befuerchte, dass, im 
e Zusammenhang mit irgendwelchen Verhandlunren ar um die Intervention. 
der Regierung Seiner Majestaet zu ersuchen haben wuerde, 


6. fr fuegte hinzu, dass falls er eingeladen wuerde nach Berlin 


i 
H 


zu kommen er selbstverstaendlich nicht gehen wuerde, da er nicht die 


Absicht haette, sich wie Praesident Hacha behandeln zu lassen. 


x Nr, 93 z 


X d.h, dio Nacht vom Jo. = 3l. August 


x Nro 97 
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l3. Sir H, Kennard an Viscount Halifax (empfangen 6.30 nachm, ) 


(Telegrat isch ) Warschau, den 3l,August 1939 


e ^  Waohstehend ist der Text der polnischen Antwort, datiert vom 

31.Auzust 1939 

* (I), Die polnische Rerierung bestactigt ihre bereits frucher 
ausredrueckte Bereitwilligkeit su einem unmittelbaren 
Meinunrsaustausch mit der deutschen Regierung auf der 
Grundlage wie sie von der enzlischen Regierung vorge= 
schlagen und von mir durch das Telegramm von lord 
Halifax vom 78. Aucust adressiert an den englischen Dës 
aandten in Warschau, mitgeteilt ist. x 

" (2) Die polnische Rezierung ist ebenfalls bereit auf gerens 
seltiger Grundlace eine formelle Garantie zu geben, dass 
im Falle von Verhandlungen polnische Truppen keine Ver= 
letz2un;en der Grenzen des deutschen Reiches vornehmen werden, 


vorausgesetzt, dace eine gleichartige Garantie bezuezlich 





Wichtverletzung der polnischen Grenze durch Truppen des 
deutschen Neiches gereben wird. 
" (3) In der ‚egenwaertiren La ze ist es ebenfalls erforderlich, 
einen einfachen, vorlaeufigen modus vivendi fuer die freie 
Stadt Danzig zu schaffen. A 
" (4) In Bezug auf die def polnischen Regierung am 2°. August 
durch Vermittlung des englischen Gesanäten in Warschau 
unterbreiteten Vorschlaere waere eine Zrklaerun; erforder= 
lich was die englische Regierung unter einer internatio= 
nalen Garantie versteht, bezuezlich der Beziehungen zwischen 
Polen und dem deutschen Reich. So lange eine Antwort 
ma dieser zYundlezenden Frace nicht vorliegt, fuehlt 


sich die polnische Regierung RÄSht verpflichtet, sich ihr Ver 





halten zu dieser Angelegenheit in vollem Umfange vorzubehalten 


b is vollstaendire Urkluerumcen eingegangen And, 
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"lorun£ bt der Hoff g Ausdruck, dase 
EI | " (5) Die polnische Regierung gibt der Hof! nung A 
` ` i " m u 1 Á em ba Apy y or 
sie auch weiterhin in der Lage sein wird, sich der Ve: 
mittlune von feiner l!ajestaet Regierung zu bedienen fuer 


4- Che * A. eu 3 12 i ) Y, 
den Fall. dass Unterhandlungen mit dem deutschen Reich 
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eingeleitet werden sollen." 
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Nr.98, Seite 192/197 


Mitteiluns des Staatesekretaers an den britischen Botschafter vom 
3l.4ugust 1939 9,15 Uhr 


Die Koeniglich Britische Regierung hat sich in einer Note vom 
26 ‚August 1939 gegzenueber der Deutschen Regierung bereit erklaert, 
ihre Vermittlung zu direkten Verhandlungen zwischen Deutschland uni 

olen ueber dio strittigen Probleme zur Verfuezung zu stellen. Sie 
hat dabei keinen ”weifel darueber gelassen, dass auch ihr angesichts 
der fortdauernden "wischenfaelle und der allremeinen euro paeischen 
Spannung die Dringlichkeit des Vorganges bewusst waere, 

Die Deutsche Rerierunr hat sich in einer Antwortnote vom 29 ‚Aurust 
1939 trotz ihrer skeptischen Beurteilung der \% llens der Folnischen 
Regierung, ueberhaupt zu einer Verstaenäisune m kommen, im Interesse 
des Friedens bereit erklaert, die englische Vermittlung be zw „Anregung 
anzunehnen. Sie hat unter Wuerdigung aller der mr Zelt zerebenen Um: 
staende es fuer notwendig erachtet, in dieser ihrer Note darauf hin= 


zaweisen, dass, wenn ueberhaupt die Gefahr einer Katastrophe vermies 


Au 
WwW PA en 
den soll, dann schnell und unverzuerlich zehandelt werden muss, Sie 


” 


hat sich in diesem Sinne bereit erklaert, bis zun Jo,Auguet 1939 
abends einen Be: uf tragt ten der tolnischen Regierung m empfangen, un= 
ter der Voraussetzung, dass an, auch wirklich bevollmacchtict 
sei, nicht nur zu diskutieren, sondern Vorhendlungen zu fuehren und 
abzuschliessen, 

Die Deutsche kezierung hat weiter in Aussicht gestellt, dass sie 
glaubt, bis zum Eintreffen dioses polnischen Ynterhaendlers in 

Berlin der Britischen Regierung die Grunälasen ueber das Verstaendi= 
gunrsangebot ebenfalls gugaenglich machen zu koennen. 

Statt eine Trkleerung ueber des Eintreffen einer autorisierten 
polnischen Persoenlichkeit erhielt die Reichsregierung als Antwort 
auf ihre Verstaendi; ‘unrabereltschuft zumsechst die Nachricht der 
polnischen No bilmachung und erst am 30.August 1939 gegen 12 Uhr 
nachts eine mehr allgemein gehaltene britische Versicherung der Be= 


reitwillizkeit, ihrerseits auf den Beginn von Verhandlungen hinwir= 


ken gu wollen, 











TS 


Trotzdem durch das Ausbleiben des von der Reichsregierung erwar= 


teten polnischen Unterhaendlers die Voraussetzung entfallen war, MIR 
der Britischen Regierung noch eine Kenntnis ueber (lie Auffassung der 
Deutschen Regierung in bezug auf moegliche Verhandiungsgrun là gon Xu 
zu geben, da die Britische Regierung ja selbst fuer direkte Verhand= 
lungen zwischen Deutschland und Polen plaediert hatte, gab Reichs= 
aussenminister von Ribbentrop dem Britischen Bot schafter anlaesslich 
der Tebersabo der letzten englischen Fo te gine genaue Kenntnis des 
Nortlautes der fuer den Fall des Bintreffens des polnischen Bevoll= 
maechtigten als Verhandlungsgrundla ec vorgesehenen deutschen Yo r= 
schlaere, 

Die Deutsche Relchsregie rung glaubte ein Recht darauf zu haben, 
dass unter diesen Umsiaenden wenigstens nachtraeglich die sofortige 
Benennung einer polnischen Persoenlichkeit stattiinden wuerde, Denn 
es ist der Xeichsrezierung nicht zuzunuten, ihrerseits fortgesetzt 
die Bere twilligkeit zur Inaneriffnahme solcher Verhandlungen nicht 
nur zu betonen, sondern auch dafuer bereitzusitzen, von der pol= 
nischen Seite aber nur mit leeren Ausfluschten und nichtesagenden 
Srklaerunzen hingehalten za werden, 

Aus einer inzwischen statt efundenen Demarche des polnischen 
Botschafters geht erneut hervor, dass auch dieser nicht bevolimaech= 
tigt ist, in irgendeine Diskussion einzutreten oder car m verhan= 
dein, | 

Somit haben der Tuehrer und die Deu. sche Reichsreglerung nun 
zweisTage vergeblich auf das Bintrefíen eines bevollmaschtigten poles 
nischen Unt erhaendlers gewartet. 

Unter diesen Umstaenden sieht die Deutsche Regierung such dleses 
"al ihre Vorschlaege praktisch ale abgelchnt an, Obwohl sie der 
xeinunz ist, dass diese in der Torn, in der sie & ach der Englischen 
Regierung bekanntgegeben worden sinül mehr als loyal, fair und er= 
fuellbar zewesen waeren, 

Die Reichsregierung haelt es fuer angebracht, der Qeffentlichkeit 


Kenntnis von diesen den Britischen Botschafter durch den Reichsaus= 


senminister von Ribbentrap mitgeteilten Verhandlungszrundlagen zu 


geben, 
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Die zwischen dem Deutschen Reich und Polen bestehende 
Situation ist im Augenblick derart, dass jeder weitere 
Zwischenfall zu einer Explosion auf Seiten der militae= 
rischen Streitkraefte fuehren kann, die auf beiden Seiten 
ihre Stellungen bezogen haben, ede friedliche Loesung 
muss in einen Rahmen erfolren, der gewashrleistet, dass 
die Treignisse, die diese Situationen verursacht haben, 
sich nicht bei der naschsten sich bietenden Gelegenheit 
wiederholen koennen und dass auf diese eise nicht nur 
Osteuropa, sondern auch andere Gebiete nicht in einen 
solchen Spannungszustend versetzt werden. Die Ursachen 
dieser Entwicklung liegen in folgendem; (1) die unmoer= 
liche Grenzziehung, wie sie von dem Versailler Diktat 
festgelegt worden ist; (2) die unmoegliche Behandlung 
der Tinderheiten in den abgetretenen Gebieten. 

Bei dienen Vorschlaegen wird die Reichsregierung 
daher von dem Gedanken geleitet, eine dauernde loesung 
zı finden, die die unmoezliche Situation beseitigt, die 
durch die Ziehung der Grenze geschaffen wurde, eine 
loesung, die beiden Seiten ihre lebenswichtigen Verbindungs= 
linien garantiert und die, = soweit dies ueberhaupt 
moeglich ist = das Ninderheitenproblem beseitigt und so 
weit dies nicht moeglich ist, den Minderheiten eine er 
traegliche Zukunft garantiert und zwar dadurch, dass man 
ihnen eine vertrauenswuerdige Garantie ihrer Rechte ge= 
waenrt. 

Die Reichsregicrung ist der Ansicht, dass es dabel 
von wesentlicher Bedeutung ist, dass der wirtschaftliche 
und physische Schaden, der seit 1918 angerichtet wor den 
ist, klarzestellt und in seiner Gesamtheit wieder gutge= 


macht wird. “ie betrachtet diese Verpflichtung selbst= 


verstaendlich als fuer beide Teile bindend. 
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Diese Erwaegungen fuehren m den folgenden praktiechen 
Vorschlaegens i 
(1) Die freie Stadt Danzig soll im Hinblick auf ihren 
e rein deutschen Charakter wie auch auf den einstimmigen 
Willen ihrer Bevoelkerung in das Deutsche Reich zurueck: 
kehren, ! 
(2) Das Gebiet des sogenannten Korridors, das sich 


” 


von der Ostsee bis zur Linie Nariemerder, Graudenz, Kulm, 
Bromberg (einschliesslich) erstreckt und von dort in west= 
licher Richtung nach Schoenlanke laufen kann, soll selber 
entscheiden, ob es gu Deutschland oder zu Polen gehoeren 
will, 4 | 

(3) Zu diesem Zweck soll in diesem Gebiet eine Vo lks= 
bastimmung stattfinden. Die folgenden sollen abstinnungs= 
berechtigt seins alle Deutschen, die in diesem Gebiet 
am l.Januar 1918 ihren Wohnsitz hatten oder die an diesem | 
Datum dort geboren waren und in achnlicher Weise die Polen, 


Kaschuben um., die in diesem Gebiet am angegebenen Tage 





(dem 1.Januar 1918) ihren Wohnsitz hatten 

oder bis a. diesem Datum dort geboren waren. Die Deut= 
schen, die aus diesem Gebiet vebrieben worden sind, sollen 
gam Zwecke der Stimmfbgabe dorthin zurueckkehren, um eine 
objektive Volksabstimmung sicherzustellen und auch um die 
hierfuer erforderlichen ausgedehnten Vorbereitungen sicher= 
zustellen. Das oben erwaehnte Gebiet soll, wie im Falle 
des Saargebietes, der Aufsicht einer sofort zu bildenden 
internationalen Kommission unterstellt werde: , in der die 
vier Grossmaechte = Italien, die Sowjet=Union, Frankreich 


und England vertreten sein sollen, Diese Kommission soll 





alle Souveraenitaetsrechte in diesem Gebiet &Gucueben, 
Mit diesem Ziel im Auge soll das Gebiet in moeglichst 


kurzer Zeit, ueber die noch eine Vereinbarung zu treffen 


ist, von den polnischen Streitkraeften, der polnisch 
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Polizei und den polnischen Behoerden geraeunt werden. 
(4) Der polnische Hafen von Gdingen, der grundsaetz= 
lich, soweit er gebietcemaessig auf die polnische Sie dl ung 
e beschraenkt ist, polnisches Staatsgebiet darstellt, soll 
von dem obengenannten Gebiet ausgeschlossen werden. Die 
genaue Grenze die ses polnischen Hafens sollx von Deutsch= 
land und Polen bestimmt werden und notwendisenfalls von 
einer internationalen Schiedskommission festgelegt werden. 
(5) Um sicher zu sein, dass die erforderliche Zeit | 
zur Verfuegang steht, damit die umfangreichen Arbeiten, 
die die Abhaltung einer gerechten Volksabst immung mit rich 
bringt, ausgefuehrt werden koennen, soll die Volksab= 
stimmung nicht vor dem Ablauf von 12 Yonaten stattfinden, 
(6) Um den ungehinderten Verkehr zwischen Deutsche 
land tnd Ostpreussen einerseits und Polen und dem Meer 
andererseits sicherzustellen, sollen Strassen und Eisen= 


bahn zur Ermeglichung des freien Durchgangsverkehrs zur 





Verfuezung gestellt werden, In diesem Zusammenhang sollen 
lediglich die Abgaben, die fuer die Unterhaltung der 
Verkehremit tel und fuer die Bereitstellung der Transport= 
mittel notwendig sind, erhoben werden. 

(7) Die Frage auf welche Seite ein Gebiet gehoert, 
soll durch einfache Nehrheit der abgegebenen Stimmen ent= 
schieden werden. e 


(8) Um Deutschland freie Verbindung mit seiner 


Provinz Danzig=Ostpreussen und Polen Tugang zum Meer 


nach der Volksabstimmung zu garantieren, soll Deutsch land 
ohne Ruecksicht auf den Ausgang der Volksabstimmung = fuer 


den Tall, dass das Abstimmungsgebiet an Polen faellt, eine 





extraterritoriale Verkehrszone erhalten, die ungefaehr 
auf der Linie von Buetow nach Danzig oder Dirschau ver= 


laeuft und in der eine Autobahn und eine viergleisige 


Bisenbahn gebaut werden soll. Die Strasse und die Bisen= 








Te 


bahn sollen so angelegt werden, dass die polnischen Ver= 
kehrslinien dadurch nicht beruehrt werden, d.h. sie sollen 
entweder ueber oder unter den letzteren verlaufen. Die 


o Breite dieser Zone soll 1 km betragen und sie soll deut= 





sches Staatsgebiet sein, Sollte “die Volksabstimmung 
guenstig fuer Deutschland ausfallen) so soll Polen die 
gleichen Rechte erhalten, wie die die Deutschland zuge= 
standen werden, naemlich das Recht auf eine aehnliche 
extraterritorlale Verbindung durch Strasse und Eisenbahn 
zum ”wecke des freien und ungehinderten Verkehrs mit dem 
Hafen von Gdingen. 
(9) Sollte der Korridor an das Deutsche Neichs zurueck= 
fallen, so erklaert sich letzteres fuer berechtigt, einen 
Austausch der Bevoelkerung in dem Ausmass mit Polen vorzue 
nehmen, in dem die in dem Korridor obwaltenden Verhaeli = 
nisse hierfuer geeignet sind. | 
* (lo) Ueber Sonderrechte, die Polen im Hafen von 
Danzig zu erhalten wünscht, wuerde auf territorialer 
Grundlage gegen aehnliche Rechte, die Deutschland im 
Hafen von Gdingen einzuraeumen waeren, zu verhandeln coin. 
(11) Um in dieses Gebiet beiden Seiten das Gefuehl, 
bedroht zu sein, zu nehmen, sollen Danzig und Gdingen reine 
Handelsstaedte sein, d.h, sie sollen keinerlei militae= 
rische Einrichtungen oder Befestigungen besitzen. 
(12) Die Halbinsel Hela, die nach der Volksab= 
stimmung entweder an Polen oder an Deutschland fallen kann, 
wuerde in aehnlicher Weise in beiden Faellen zu ent 
militarisieren sein. 
(13) Da die Regiórung des Deutschen Reiches ueber 


die polnische Behandlung der Minderheiten die schwersten 





Klagen zu fuehren hat und da die polnische Regierung ihrer= 


seits sich verpflichtet fuehlte, Beschwerden gegen Deutsch= 
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land zu erheben, kommen beide Parteien darin ueberein, 
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diese Beschwerden einem internationalen Untersuchungs= 
ausschuss zu unterbreiten, dessen Aufgabe darin bestuende, 
alle Beschwerden ueber wirtschaftlichen und physischen 
Schaden und jede andere Terrorbanólung einer Pruefung zu 
unterziehen. Deutschland und Polen geben die Zusicherung, 
aden wirtschaftlichen oder anderen Schaden, der den !linder= 
heiten auf beiden Seiten seit dem Jahre 1918 zugefuegt 
worden ist, wieder gut zumachen oder gegebenenfalls Int= 
eignunzen rueckgaenglg zu machen oder denjenigen volle 
Schadloshaltung zu gewaehren, die durch diese oder irgend= 
welche anderen Eingriffe in ihr wirtschaftlicher Leben 
betroffen worden sind. d 

(14) Um den Deutschen, die moeglich rweise in 
Polen und den Polen, die moeglicherweise in Deutschland 
verbleiben, das Gefuchl zu nehmen aus allen voelkischen 
Besichungen ausgeschlossen zu sein und um sie wor dem 
Verlangen siner Betaetigung odér der Leistung von Dienst n 
zu sichern, die mit ihrem voelkischen Empfinden unver= 
einbar sind, kommen De utsc hland und Polen dh in w berein, 
die Rechte beider Minderheiten mittels einer eingehenden 
und bindenden Vereinbarung sicherzustellen, um aut diese 
Weise diesen Vinderheiten die Srhaltung freier Sntwick= 
lung und Betaetigung Ihres Volkstums zu garantieren und 
insbesondere fuer diesen Zweck einen Zusammenschluss Zu 
gestatten, den sie fuer no twendig halten, Beide Parteien 
geben die Zusicherung, dass aio die NMitrlieder der Minders 
heiten nicht zum Militaerdienst heranziehen, 

(15) Im Falle des Abschlusses einer Verointerung | 
auf der Grundlage dieser Vo rschlaege erklaeren sich 


Deutschland und Polen bereit, die sofor tice Demobilisierung 


ihrer Streitkraefte anzuoränen und durchzufuehren, 
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(16) Die fuer die beschleunigte Durchfuehrung der 
obenstehenden Abkommens erfomerlichen “assnahnen sollen 


E von Deutschland und Polen gemeinsam beschlossen werden, 
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15. Viscount Halifax an Sir H, Kennard (Warschau) 
(durch Telegramm) Auswaertices Amt, 1.September 1939, 0.50 Uhr 
e | Ihre Telegramme vom Jl.August x 


l. Es freut mich zu hoeren, dass der polnische Gesandte in Berlin 
beauftragt ist, mit der Deut schen Regierung Verbindung herzustellen, 
2, Ich etinm vollkommen damit ueberein, dass es notwendig ist, 
die "inzelheiten fuor die Verhandlungen zu besprechen, und dass ein 

Besuch von Herrn Beck in Berlin nicht wuenschenswert int, 

3, Andrerseits kann ich nicht einsehen, warum die polnische Re gie= 
Bedenken hat, den polnischen Gesandten zu bevollmaschtigen, ein Dokus 
ment der Deutschen Regierung anzunehmen, und ich hoffe zuversichtlich, 
dass sie in der lage sein werden, ihre diesbezueglichen Instruktionen 
fuer ihn zu nodifizieren. In den uns vorgelegten Bericht ueber die 
deutschen Vorschlaege wurde keinerlei Ultimatum erwaehnt, und die 
Auslegung. dass das Verlangen Tuer einen Besuch eines polnischen Bez 


vollmaechtigten in Berlin am 3o.August, einen Ultimatum entspracche, 





wurde von Herrn. Ribbentrop in einer Unterhaltung mit dem Gesandten 
Seiner Najestaet entschieden zurueckzewiesen. Falls das Dokument ein 
Ultimatum enthielt, wuerde die polnische Regierung sich natuerlich 
weigern darueber za diskutieren, bevor nicht das Ultimatum zurueck;re= 
zogen wird. Andrerseits wuerde ihre Weigerung Vorschlaege entgegen 
zu nehmen, von aussenstehenden keinesfalls verstaenden werden. 
4. Ich haette mir gedacht, dase der polnische Gesanäte sicherlich 


beauftragt werden koennte ein Dokument in Empfang zu nehmen md 
weiterzuleiten mit der Bem kung (a) dass wenn es irgendwie einem 
Ultimatum gleichkomme, er im Voraus sagen koenne, dass die Polnische 
Regierung absolut nicht in der Lage sei, auf einer solchen Basis 

gu diskutieren, und (b) dasz, in M jedem Falle nach Ansioht der 
Polnischen Regierung, Fragen hinsichtlich des Orts der Verhandlunren, 


der Basis auf welcher sie gefuehrt werden und der Personen ale daran 


teilnehmen sollten zwischen den beiden Regierungen besprochen und 
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5, Falls Verhandlungen begonnen werden, wird die Regierung Seiner 











entschieden werden muessten. 


Majestaet jeder Zelt bereit sein, auf Wunsch allen in ihrer Nacht 
e stehenden Beistand zu leisten, um eine gerechte Verstaendigung zu 
erzielen, 


6. Was eine internationale Garantie anbetrifft, so muesste dies 





zweifellos &usfuehrlich diskutiert werden. Was die Regierung Seiner 
Ma jestaet im “inne haette, waere eine Garantie der vollen und rich= 
tiren 5inhaltung irgendwelchen erzielten Abkommens. 

Te as Danzig anbetrifft, so teilen wir vollstaendig die Ansicht 
von Herrn Beck hänsichtlich der Jichtigkeit einen modus vivendi 
herzustellen. Wir haben in diesem Sinne der Deutschen Regierung 
schon einen Vorschlag unterbreitet, und werden ihn im Hinblick auf 
Paragraph d ihres Telesranms vom jl. August X wiederholen. ienn 
die Deutsche Regierung sich damit einverstanden erklaert, werdé ich 


sofort an Herrn Burckhardt herantreten. 





£. Bitte sprechen Sie im obigen Sinne sofort mit Herrn Beck. 
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16. Sir D, Kennard an Viscount Halifax 
abgesandt 1,3ept mber 14.48 Uhr 
€ empfangen 2.3ep¥ember 02,00 Uhr 
(Telegramm)  Marschau, l.?eptenber 1939 


Ihr Telosgrá»m vom 1.September wurde heute um 04.00 Uhr dechiffriert, 
Ze Herr Lipski hat bereits gestern um 18,30 Uhr beim deut schen 

Aussenminister vorgesproohen, Angesichts dieser Tatsache, der ein 

deutscher Einmarsch in Polen folgte, wuerde es fuer mich offenbar 


keinen Sinn haben, die von Ihnen vorgeschlagenen Schritte za unter: 


nehmen, 
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Nr. 102 


17, Sir Ne Hemierson an Viscount Malifax (empfangen 00.10 Uhr am 
» ("8 nan de i ; 
de Y opio bor) 


mm 


(Telorraphisch) Berlin, den Jl.August 1939 





Das folgende ist eine Vebersetmung einer !!ittellunz, die der 


IU Vi 


polnische Botschafiter dem deutschen Aussenminister heute Abend 





ueberreichtes 


"iaehrenaà der Nacht erhielt die polnische Regierung Nachricht 
von der englischen Hegierung uober den Nachrichtemustausch mit 
der deutschen Regierang, wegen dor Moeglichkeit direkter Dirkusrionen 
extechen der deutschen und polnischen Reglorun;m 

Die polnische Regierung ist fuer den Vorschlag der engl is chen 
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ba 4 B ALd 5. e 
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erierungy eine formelle Antwort 


Ich hoere., dase keine Diskussion stattfand." 
9 
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Beie des Prenierministers im Unterhaus 
am LeTeptember 103% 


ner Premierminister (Ur,Chamb riain) “Ich will heute 
abona nicht viele Worte machen, Dio Zeit ist gekommen, wenn 
maten mehr ale Worte an Platz sind. vor 1 1/2 Jahren drueckte ich 
4n Menor Haus die Hoffnung aus, dano mir die Verantwortung 
erspart bleibe von m ‚land den furchtbaren Zntschluss zum Erieg 
mi verlansen. Ich fuerchte, dase ich diese Verantwortung nicht 
vermeiden kann, Aber jedenfall» kann ich mir keine tAtuation 


vorste Mon, in der eine solche Vorantwortun ‘slant auf mich faellt, 
wo ich klarer als heute fue:1o, in welcher kichtung meine Pflichten 
Leen, Koin Mensch kann sgen, dese die Regierung nicht alles 
setan hat, u^» den Erieg fuer eine or remvolle und billige Regelung 
der Yeinungzsverschiedenheit zwischen Deutsohmland und “olen zu 
bahnen» Daruober hinaus haben wir in ke Ln cr heise verfehlt, on der 


` »* diem =. m ; — 2 € am 2 p a i 7 Nm 
deutschen Reslorane voellig klar zu machen, dass è fall e abor= 


p^" 


, hs » * -— 
vale auf Gewaltanwendunsen in aehnlicher eise wie in fruehoren 


« ^ i - a - “ D A Y van wey u. os wy ` £g 4 ^ w^ h mde opt 
"aellon bestaende = wir hr mit Gewalt eantzagentreten wuerdoóne Jers 
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nacht werden, werden wir vor die ‘chranken der Geschichte mit 
Sewacatsein treten koennen, dacs Ale Verantwortung fur ülene 
furchtbare Vatastrokphe auf den Schultern eines Tanne s ruht, naams 
lich des deutschen Kanzlere, cer nicht zomwegert hat, die velt 

ine Unzlueok su stacrsen, um selnon elgenm sinnlosen "hrgeis ma 
fooràdorm, 

ah moechte le" Maus meinen Dank Tuer die Geduld ausdruecken, 
tie wur; "4 ab bei ı Nalarsehaitoan rara! mt hut boi for 5^n on nie! 
dio Oe KUuOTA.1'n ; Mw HG SFIS AD n AAA LU Lies NM TZ à 

nach Information gefragt hat, von denen es wussio, dans ich sie nic! 


" " ph at a pu 7 at”, 27 ` Pa LAS n qe es 47 Y^ ^d» ur Kat à b 
ben konnte, waehrend Unterhandlungen noch im Gange waren. Ich 
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habe nun"ohr veranlanst, den gesamten Schriftwec 
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on 9 rim ir ree 4 Anm Hi ei eoekuuzek,f enaseren "7 acer) 
deutochon Reichsresierung in Ganem “)Gissouc zuaammen MA Tannen, 


iezen technischer “chwierigkeiten sind leider bisher nur venige 
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tasona worden sie noch in 


üxomplere erhaeltlich, aber mein 
h halte es nicht 


dieser Sitzung nach und nach herauskommen. Ic 


lesor Dokumente @inmgene 


Geachichte ansehoeren, Aus 


at en ba bh 
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Nr, 105, "eile 2 


Nur eine “telle, einer kusrzlichen Mitteilung, welche vom Jo.Augumt 


atamnt, moechte ich zitieren, weil sie zeigt, wie leicht es gewesen 


” 


waere, den endgueltigen Zusammenbruch zu verhindern, waere nur der 


ww 


lelekoste Wunsch seitens der Deut schen Rreglerun vorhanden gewaren, 





ei oiner friedlichen Schlichtung ma gelansen, In diesem Dokument 
sagten wirs = 


"nie Notwendigkeit fuer sine beschleunigte Tinleitung von Unterhand: 
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m d amd mg T TR mn wd emeng v^ ns un =. s » i "T. N "^ > gg le 4 " > a D 
lungen wird von der xa Le UIN ein „ajestaet voolli: MDKSnni, und f ic 


teilt des Reichskanzlers Besorgnis, die auf die Naehe von zwei sic! 


gecenueberstehenden mobilisierten Armeen zureuckzufuehren ist. “ie 
wuerde demgenaess auf das schaerfete darauf dringen, dass beide Par» 
teien waehrend der Vorhandlungen sich aggressiver militaerischer 
Handlungen enthalten sollten. Die Regierung “einer Ma J staet ist 
uebergaugzt, dans sio von der Polnischen Regierung eine solche Vereich 


rung oerlänren koennte, falle dio Deutsche Rerierung achnliche Turlches 


runron machen sollte," 





Dieses Telegrarm, welches nach Polen gesandt wurde, warde von der 


solninchen Regierung am Jl,Augast sofort beantwortet, wie folrts 
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"Die Polnische Regierung ist auf gegenseitiger Pasis gleichfalls b 
reit, fuer den Fall, dass Verhandlungen stattfinden, eine formale G 
tio übzureben, wonach polnische trupper die deutnche Frenze nicht vor 
letzen werden, vorauaze setzt, dans die Deutsche Regierung eine ents 


srechertde Garantie ueber ürenzverletzunz durch deutsche Truppen A ber 
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gibt e" 
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Dio Deutsche Regierung hat diesén Vorschlag, welcher, waere or b 
folgt worden, ie Katastrophe, die heute morgen stattfand verhindert 
haette, niema a beantwo riet, 

* In dem deutschen Rundfunk von gestern Nacht, der die 16 Punkte 
eines deutachen Voroechlazs aufzachlte, befand sich folgender Satas 

"Die Deutsche NRerierung betrachtet ihre Vorschlaege unter diesen 
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Imataomon ale zurusckgewienen,." 


Ioh mass diese Erklaerung einer Pruefung unterziehen und murs dem 
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| Taceen ^ mich Ihnen 
Hause saren, welches diese Unstaende sind, Lassen Sie mich Ih 
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13 e schlaere wc Deutsche 
ass der Text dieser Vor:chlaese von De 
gunaechst mitteilen, dass der Text 


i le mitreta 14 worden ist, Der Vorlauf d 
land an Polen niemais mitgetda li d 
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Am Dienstag, den 29,August, sagte dio deutsche Regierung untor 

iderem, in Antwort auf eine Note, die wir ihr gemandt hatten, dans 
sie sofort Vorschlaece fuer eine annoh"bare Ioesung niederlegen werde 

und o | 

EN "falls moeglich, will sie diese, der britischen Regierung, ehe 
die polnischen Unterhaenäler ankormen, zur V erfue mung stellen. 

Durch Pruefung des Welssbuches kann mm festetellon, dass die 

deutsche Resierung gesagt hat, dass sie aw die Ankunft eine Devoll 


macchtisten aus Polen am Jo, in Berlin rechnet, das heisst am folzen= 





den Tare. Inzwischen erwarteten wir natuerlich diese Vorachlaoge, ; 
folrenden Abend, als unser Botechafter Herrn von Nibbentrop, den 
doutschen Aussenminister, sah, bat or ihn, sobald diese Vorschla 
fertis sind s denn wir hatten nichts mehr davon gehoert = den pol» 
nischen Rotschafter ei sich zu bitten, und ihm diese Yo sch] ¿Oso zur 
Vebermittlung an seine Regierung auszuhaendizon. Daraufhin, so berict 
tet unser Botschafter, sagte Herr von Ribbentrop mit erregten ‘ort: n, 
dass er niemals den Tot schafter bitten wuerde, ihn aufzusuchen, Ir 
deutete an, dams es etwas anderes waere, wenn der polnische Bot schaffte 


ihn um eine Un terreding bitten wuerde, 
Das Haus wird bemerkt haben, dass dieses "ittwoch Abend war, de 
nach der deutschen Darlesung von gestern Abend, Jetzt als dam end» 
gueltise Datum angegeben wird, nachden keine Verhandlungen mit Tolen 
annehmbar waeren, Es ist daher klar, dase Deutschland Polen behamlelt, 
als ob es im Unrecht sei, weil es bis Mittwoch Nacht nicht aul die 
Diekusmionen mit Deutschland ueber Vorschlaege, dio es nie gehoert 
hat, einmorangen sel. 
Wie steht es nun mit uns” An jenem Mittwoch Abend, bel der Unt 
redunz, auf die ich eben hingewiesen h be, brachte Herr von Ribbentro: 


ein laengeres “ohriftatueck zum Vorschein, das er laut und mit grons 





ser Schnelligkeit auf deutsch vorlas. Natuerlich verlangte unser Dote 
hafter nach diesem Vorlesen eine Kopie des Sehri tetuecker, aber die 
Antwort wur, dann 69 jo Eat zu spaet sei, da der polnisoho Vertretor 


nicht in Berlin bis Mitternacht angekommen sei. Un 90 , melne Herren, 


erhielten wir niemals cine Kopie dieser Vorschlaege, und das erstes 
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erstemal, dass wir sie mag = wir sie hoerten = war gesterm Abend 
im kundfunk, 0, meine i ren, waren die Tm taende, unter denenn dio 
deutsche Regierung behauptet, dass sie ihre Vorschlaege als abrelehnt 
betrachte, 79 ist nicht klar, ob ihre Auffasung von einer Verhandlung 
» . darin bestand, dass auf fast augenblickliche Aufforderung ein oo lo 
nischer Beauftragter nach Berlin sehen sollte, = wo andere schon vor 
ihm waren = um dort Yorderuncen vorzelezt zu bekor men, die in ihror 
Gesamtheit anrenommen oder verweigert werden mussten, Ich moechte 
ke ne loinung ueber die Bedingungen selbat zum Ausdruck brinren, da 


M 


ich mich nicht dazumk berufen fuehle, Dor richtige veg nach unserer 
Meinung = nach der Meinung von uns allen = wsere gowosen, dass diese 
rachlaeze haetten den Tolen unterbreitet werden sollen, Ta haette 
ihnen dann genuegi ‚end Zeit gewaehrt werden "uescen, un eie zu pruoten 
und festzustellen, ob sie, ihrer Meinung nach, diejenigen lebenowich= 
tiron Interessen Polens eet welche zu rospektieren, Deu tnchland 
uns bei einer fruohoren Gelezanhoit vmichert hat, oder nicht, “ret 
restern Nacht hat der polnische Gesandte den deutschen Aussenminister, 


Herrin von Ribbentrop gesprochen, Zr hat ihm gerenucbeor viodorh lt 





Zu" Ausdruck gebracht, hatte was die polnische Regierung schon tate 
saechlich vorher oeffentlich gesagt, naemlich, dase ele bereit waore, 
mit Deutschland ueber ihre Differenzen auf glgichborechtister Grund= 
laze m verha ndoeln, as war die Antwort der deutschen Regierung”? 

Die Antwort war, dass ohne alles Weitere, heute frueh im “or gengrauen 
dio deutschen Truppen die polnische Grenze uoboreohritten und nach 
inzwischen eingelaufenen Berichten dabei sind, ofrone “taedte "iL 
Bomben zu belegen, (Sin Parlament mitelieds "ëch Unter dieren 
Umstaenden bleibt uns nur ein Wee offen. Der Totschafter Seiner 

(uA 10 staet in Berlin und der franzoe tische DO tschalte r sind beaultragt 
worden, der deutschen Regierung das folrende Dokument aus mala: 1diceng 


toute fruoh hat der deutsche Kanzler oine Proklamat 10 n an dis 





deutsche Armee erlassen, die guna klar sipped. dase er im Degrifio 
sei, Polen angugreifon,. Seiner llajestaet Hogierung von Grosobritan= 


nien und der franmesischen Regleruer sind Nachrichten mgoganoe n, 


die besagen, dans deutsche Truppen die polnische Grenze uebernchrit= 
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tan haben und dass Angriffe auf polnische Staedte im Gange sind, 
Unter diesen Unstaenden eracheint es den Regierunzen von Groesbritarm 
nien und Frankreich, dass die deutsche Regierung durch ihr Vorgehen 
einen "urtand geschaffen hat, = naemlich eine gewaltsame Angriffs= 
handlung gegen Polen, die die Unabheensiskeit olens gefaehrdet.= 
dor die Erfuellung der seitens der Regierungen von Grosebritannien 

Am pee | 
und Frankreich gegebenen Zusicherung erforjort, m reiner Hilfe zu 
kommen, Ich muss dementsprechend “ure Exzellenz davon unt errichten, 
dass falls die deutsche Regierung nicht bereit int, der Regierung 
Seiner ttdestact befriedigende Zusicherungen zu geben, dass dd 
deutsche Regierung jede angriffetaetigkoit zogen Tole einstellt 
und bereit ist, ihre Streitkrusite schleuniget ‚um dem polnischen Ges 


biet zurueckruzichen, die Regierung Seiner Vajestaot ohne Vermegerwe 


ihren Verpflichtungen gegenueber olen nachkormen wird. 
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(Bin Mitglied des Hauses, "Zeitgrenze*") Wenn die 
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Antwort auf diese lotate Warnung unguenstig austaeil 


und ich glaube nicht, dass sie anders ausfallen wird, is 
aer Botschafter Seiner Majestact angewiesen, seine Paesse 
za verlangen. In Alesen Falle sind wir bei oit, Gestern 
haben wir weitere Nacenaimen zur Vorvolletaendigzung uns arer 
Verteidicuncovorbereltungen getroffen, Heute morgen 
wir die volle Mobilisierung der gesamten Erb goflotie, € 
koeren and der Tuftetre ifxrusfte ancoordinet. vir then auc 
im Inland und Ausland eine Reihe von Massnahmen ergrifien, 


weber die das Haus ins einzeln gehande Zrklaerungen von mir 


wohl nicht erwarten wird, Kurz senagt, stellen sie die lets 
ton Schritte im Tinklang mit den vorbereiteten "laenen dare 
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gu haben als sie in diesem Augenblick brauchen koennon.e 
Re gibt jedoch gewisse Gruppen, in denen Mannechaften 
sofort benoetist werden und zwar sowohl in "llltserdien«t 
wie in der zivilen Verteiäirung, Diese werden im einzelnen 
durch die Presse und durch den Rundfunk beianntzereben 


werden, Der wichtigste und erfreulichste Punkt ist, dase 
heute keine Ro twendigkeit dafuer besteht, einen allzo^ois 
nen Aufruf sur Grlancang von Rekruten zu orlassen, wie 
er vor 25 Jahren von lord Kitchener erlassen wurde, Dies 
ser Aufruf ist vor vielen “on ten erfolgt und die Manne 
schaften atehen bereits wur Verfus Tunne 
“viel ueber die unmittelbare Gegenwart. Nun 

muesnen wir einen Blick in die Zukunft werfen, b ist 
erforderlich, dass wir der ungeheuere n Aufgabe, die unc 
gestellt lot, ins Gesicht blicken, màng besonders 
muds san wir im Hinblick auf unsere, in dieser “ache OH 
machten Erfahrungen dieses “al unser Yannschafteyproblen 
so systematiech, gerecht und wirtschaftlich loesen als 
moeglich., Wir schlagen deswegen vor, die hierfuer erfor 
derlichen Gesetze sofort zu erlassen, “in Extwurf wird 
Ihnen vorgelegt werden, der praktisch eine Erweiterung 
des Gesetzos ueber c le militaerisc he usbildun g darstellen 
wird. Nach diesem Je cots worden alle “eenn ar im Alter von 
18 — 41 Jahren im Palle und im Zeitpunkt ihrer Sinberufun Y 
wehrdienstpflichtig. Es Lat zunsechet nicht beabsichtigt, 
groessore Anzahl von “annecheften ausser denen, dio ber 
roite 31onetpflich ti? sind, Ginsaberafen und on werden 
Kenmmahmen cetroffen werden, durch Ale der Nannschufts» 
bedarf der wichtigen Industrien sichergest eilt wird, 

Sine weitere Bemerkung moechte ich noch mehen, bes 
vor ich meine Tele schliesse und war moechte ich meine 
und der Regierung Seiner Majestaet Genurgtuung dearueber 


zum Ausdruck bringen, dass auch Simor Mussolini wachrend 


dieser ganzen letzten Trisentasre alles in seinen Yraofton 
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